
RATGEBER

Der Schulalltag ist zuweilen geprägt durch herausfor-
derndes Verhalten von Schüler:innen, was seitens der 
Schule eine klare Reaktion erfordert. Wie und wann muss 
und kann die Schule bei solchen Problemen reagieren? 
Was ist angemessen und was übertrieben? Wie müssen 
die Verantwortlichen vorgehen, damit keine Verfahrens-
fehler begangen werden? Der vorliegende Ratgeber soll 
eine Hilfestellung bieten und häufige Fragen beantwor-
ten. Eine einzelfallgerechte Beurteilung bleibt dabei na-
türlich unentbehrlich.

Auftauchenden Schwierigkeiten soll die Schule zunächst 
pädagogisch begegnen. Die Volksschule sorgt für einen 
geordneten Schulbetrieb und ein förderliches Lernklima. 
Die Schüler:innen haben die Regeln der Schule für das 
Zusammenleben einzuhalten sowie die Anordnungen 
der Lehrerschaft und der Schulleitung zu befolgen (Art. 
28 Abs. 1 VSG). Die Lehrerschaft und die Schulleitung sind 
ermächtigt, gegenüber fehlbaren Schüler:innen diejeni-
gen (pädagogischen) Massnahmen zu ergreifen, die zur 
Aufrechterhaltung des geordneten Schulbetriebes nötig 
sind (Art. 28 Abs. 2 VSG). 

Kommt es dagegen zu wiederholten oder schweren Ver-
stössen oder gar zu einer erheblichen Beeinträchtigung 
des ordentlichen Schulbetriebs, ist gegen die betroffenen 
Schüler:innen ein Disziplinarverfahren (d. h. ein Verwal-
tungsverfahren nach VRPG) einzuleiten. Ein Unterricht-
ausschluss soll nur als «ultima ratio» verfügt werden.
In Konfliktfällen empfiehlt sich grundsätzlich immer eine 
vorgängige Kontaktnahme mit den Eltern der entspre-
chenden Schüler:innen und das Bemühen um eine ein-
vernehmliche Klärung. Gegebenenfalls können in diesem 
Gespräch auch bereits weitere disziplinarische Massnah-
men kommuniziert werden, falls sich die Probleme nicht 
anders lösen lassen sollten.
Im Bedarfsfall sind noch folgende disziplinarische Mass-
nahmen zu prüfen, wobei unter dem Gesichtspunkt der 
Verhältnismässigkeit stets die mildeste geeignete Mass-
nahme zu wählen ist.

1. 	 Klasseninterne Disziplinar- 
massnahmen:
•	dienen dazu, den geordneten Schulbetrieb  

sofort aufrechtzuerhalten
•	haben verhaltensbeeinflussenden und  

disziplinarischen Charakter
•	können von der Lehrperson ergriffen werden
•	werden nicht verfügt und sind somit nicht  

beschwerdefähig
•	Empfohlen wird eine rechtzeitige Information der 

Eltern (ggfs. auch schon vorgängig, bspw. im  
Rahmen eines Elternabends zu Beginn des Schul-
jahres).

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1 und 2 VSG

Beispiele:
•	Reflexions-Aufträge über das eigene Verhalten 

und seine Folgen
•	Regelmässige Feedback-Runden
•	Dienstleistungen für die Klasse
•	Arbeitseinsätze für die Schule 

2. 	 Kurzinterventionen durch Lehrperson  
Spezialunterricht:
•	bieten sofortige Unterstützung im Unterricht und 

ermöglichen der betroffenen Lehrperson die her-
ausfordernde Situation und die Handlungsmög-
lichkeiten mit einer Fachperson zu reflektieren

•	können von einer Lehrperson zur Klärung einer 
schwierigen Situation direkt bei der Speziallehr-
kraft oder bei der Schulleitung beantragt werden.

•	werden nicht verfügt und sind somit nicht be-
schwerdefähig

•	Derartige Kurzinterventionen benötigen kein  
Zuweisungsverfahren. Sie erfolgen einmalig und 
sind auf eine Dauer von maximal 12 Wochen  
begrenzt.
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Von niederschwelligen disziplinarischen 
Massnahmen bis zum Unterrichtsaus-
schluss
Beratungsteam von Bildung Bern 

Ratgeber zu disziplinarischen Massnahmen an den Volksschulen im Kanton Bern.
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•	Empfohlen wird eine umgehende Information 
der Eltern.

•	Die getroffenen Massnahmen sollten seitens der 
intervenierenden Speziallehrkraft nachvollzieh-
bar dokumentiert werden (Beobachtungen, 
Schlussfolgerungen, weitere Empfehlungen etc.).

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1 und 2 VSG, Art. 6  
Abs. 5 und Art. 11 Abs. 4 VMR

3. 	 Ausschluss von Schulveranstaltungen
a. Aus einer laufenden Schulveranstaltung

•	 Entscheid erfolgt durch Lehrperson
•	 Lehrperson muss vorgängig Eltern informieren 

und klären, wie das Kind nach Hause geht und 
ob es zu Hause empfangen wird

•	 Lehrperson informiert Schulleitung über die  
Massnahme

•	 wird nicht verfügt und ist somit nicht  
beschwerdefähig

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1 und Abs. 2 VSG

Beispiele:
•	Schüler:in muss das Klassenlager vorzeitig  

verlassen
•	Schüler:in darf an Projektwoche nicht länger 	

teilnehmen
•	Schüler:in muss Schulreise vorzeitig abbrechen

b. Vorbeugender Ausschluss
•	Entscheid erfolgt durch Schulleitung
•	muss den Eltern rechtzeitig mitgeteilt und  

begründet werden
•	Massnahme muss erst verfügt werden, wenn 

die Eltern explizit eine Verfügung verlangen
•	Ausgeschlossene Schüler:innen müssen anstel-

le der Veranstaltung den Unterricht in einer 
anderen Klasse besuchen

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1 und 2 VSG

Beispiele:
•	Schüler:in wird Teilnahme an Klassenlager 	

untersagt
•	Schüler:in wird Teilnahme an Projektwoche 	

untersagt

•	Schüler:in wird Teilnahme an Schulreise  
untersagt 

4. 	 Befristeter oder dauerhafter 	
	 Ausschluss aus Fakultativfächern 

•	Entscheid erfolgt durch Schulleitung
•	Eltern sind rechtzeitig über die Massnahme zu  

informieren
•	Massnahme muss erst verfügt werden, wenn die  

Eltern explizit eine Verfügung verlangen.

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1 und 2 VSG 

5. 	 Versetzung in eine andere Regelklasse
a. Vorübergehende Versetzung in eine andere 

Klasse für maximal einen Tag
•	Entscheid erfolgt gemäss gemeinde- und 

schulinternen Handlungsabläufen
•	Information der Eltern zumindest nachträglich  

erforderlich
•	Massnahme muss nicht verfügt werden

b.	Vorübergehende Versetzung in eine andere 
Klasse für mehrere Tage oder Wochen
•	 in eine andere Klasse derselben Schule
•	 in ein anderes Schulhaus innerhalb der  

Gemeinde
•	 Entscheid erfolgt durch die Schulleitung  

mittels Verfügung
•	 Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf 

rechtliches Gehör

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1, 2 und 3 und  
Art. 28 Abs. 7 VSG

c. Definitive Versetzung
•	 in eine andere Klasse derselben Schule
•	 in ein anderes Schulhaus innerhalb der  

Gemeinde
•	 Entscheid erfolgt durch die Schulleitung  

mittels Verfügung
•	 Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf 

rechtliches Gehör

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1, 2 und 3 und  
Art. 28 Abs. 7 VSG
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d. Versetzung in Schule anderer Gemeinde
•	Sorgfältige Abklärung und Genehmigung der 

finanziellen und organisatorischen Konsequen-
zen mit den zuständigen Gemeindebehörden.

•	Es muss im Voraus klar sein, was geschieht, 
wenn die Massnahme keine Verhaltensände-
rung bewirkt oder sich die Situation ver-
schlechtert.

•	Entscheid erfolgt durch die Schulleitung mit-
tels Verfügung und muss vorgängig durch die 
Gemeinde genehmigt werden.

•	Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf  
rechtliches Gehör

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1 und 2 und Art. 7 VSG

6. 	 Vorübergehende Versetzung in eine  
besondere Klasse 
•	Gemäss Art. 4 VMR können die einfachen sonder- 

pädagogischen und unterstützenden Massnah-
men mit oder ohne Führen besonderer Klassen 
umgesetzt werden.

•	Da die Gemeinden durch Erlass das Modell und 
das Konzept bestimmen können, besteht diesbe-
züglich keine Einheit.

•	Klassen zur besonderen Förderung (KbF) können 
	 unter anderem der Förderung verhaltensauffälli-

ger Schüler:innen, die nicht in einer Regelklasse 
geschult werden, dienen (Art. 9 VMR).

•	Die Schulleitung verfügt über die Zuweisung zu 
besonderen Klassen und die Rückführung in die 
Regelklassen auf Antrag der kt. Erziehungsbera-
tung und auf Bericht einer Abklärungsstelle hin 
(Zuweisungsverfahren, Art. 11 VMR).

•	Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf recht-
liches Gehör

•	Ziel der Massnahme ist die nachhaltige Stabilisie-
rung der Situation und die Reintegration in die 
Regelschule.

•	Die Schüler:innen besuchen eine KbF nur wäh-
rend einer definierten Zeit. Es bedarf einer regel-
mässigen Überprüfung durch die Schulleitung. 

•	Es muss sichergestellt werden, dass die betreffen-
den Schüler:innen auf Basis des für sie geeigneten 
Schulstoffs unterrichtet werden.

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1 und 2 VSG, Art. 9 und 
11 Abs. 3 VMR

7. 	 Schriftlicher Verweis 
•	wird durch die Schulkommission verfügt; Delega-

tion an Schulleitung möglich (Art. 34 Abs. 3 VSG)
•	bei wiederholten oder schweren Verstössen
•	muss die bisherigen Verfehlungen aufzeigen und 

festhalten, was passiert, wenn bis zu einem defi-
nierten Zeitpunkt die erwartete Verhaltensände-
rung nicht eintritt

•	Zu empfehlen ist zusätzlich eine Vereinbarung 
mit den Eltern.

•	Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf recht-
liches Gehör

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1, 2, 4 und 7 VSG

8. 	 Androhung eines Unterrichts- 
ausschlusses 
•	 wird durch die Schulkommission verfügt;  

Delegation an Schulleitung möglich (Art. 34  
Abs. 3 VSG)

•	 bei wiederholten oder schweren Verstössen 
•	 muss die bisherigen Verfehlungen aufzeigen und  

festhalten, was passiert, wenn bis zu einem defi-
nierten Zeitpunkt die erwartete Verhaltensände-
rung nicht eintritt

•	 Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf recht-
liches Gehör

Rechtsgrundlage: Art. 28 Abs. 1,2, 4 und Art. 28 Abs. 7 
VSG

9. 	 Unterrichtsausschluss
•	 wird durch die Schulkommission verfügt
•	 Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf  

rechtliches Gehör
•	 Ultima Ratio!
•	 Ziel: Verhaltensänderung und erfolgreiche  

Reintegration, daher bereits beim Ausschluss 
Wiedereingliederung thematisieren

•	 höchstens 12 Wochen pro Schuljahr
•	 Ratgeber zum Unterrichtsausschluss

Rechtsgrundlagen: Art. 28 Abs. 1, 2, 5, 6 und 7 VSG

 
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10. Vorzeitige Entlassung von der Schule 	
nach vollendeter Schulpflicht
•	 wird durch die Schulkommission verfügt
•	 Schüler:innen haben grundsätzlich das Recht auf 

eine abgeschlossene Volksschulbildung (bis und 
mit 9. Schuljahr), auch wenn sie einmal ein Schul-
jahr wiederholt haben.

•	 Wenn diese Schüler:innen aber keine Lernbereit-
schaft mehr aufbringen oder durch ihr Verhalten 
massiv stören, ist ein Ausschluss möglich. Der 
Besuch der letzten Klasse der Volksschule kann in 
diesem Fall sowohl vor als auch nach Beginn des 
Schuljahres verweigert werden.

•	 Das Case Management Berufsbildung (CMBB) ist  
einzuschalten.

•	 Anspruch der Eltern und Schüler:innen auf recht-
liches Gehör

Rechtsgrundlage: Art. 24 Abs. 2 VSG

Weitere Massnahmen ohne eigentlichen 
disziplinarischen Charakter:

1. Information der Eltern:
	 Lehrpersonen oder Schulleitungen sollen bei Anzei-

chen für Mängel in der Erziehung oder Pflege oder 
bei einer anderweitigen Gefährdung der Schüler:in-
nen deren Eltern informieren.

Rechtsgrundlage: Art. 29 Abs. 1 VSG

2. Gefährdungsmeldung an die KESB
•	Lehrpersonen und Schulleitungen sind Fachperso-

nen gemäss Art. 314d ZGB und damit zur Meldung 
an die KESB verpflichtet, wenn konkrete Hinweise 
dafür bestehen, dass die körperliche, psychische 
oder sexuelle Integrität eines Kindes gefährdet ist 
und sie der Gefährdung nicht im Rahmen ihrer  
Tätigkeit Abhilfe schaffen können.

•	Die Meldepflicht erfüllt auch, wer die Meldung an 
die vorgesetzte Person richtet. Dabei ist darauf zu 
achten, dass es durch eine Meldung an die vorge-
setzte Person keine unnötige Verzögerung gibt.

•	Meldepflichtig ist, wer in amtlicher Tätigkeit von 
einer Gefährdung erfahren hat oder Kenntnis  
erlangt. Wenn die Lehrperson in ihrer Freizeit (als 
Privatperson) von einer Gefährdung erfährt, ist sie 
nicht zur Meldung verpflichtet, aber zur Meldung 
berechtigt.

•	Es ist dringend zu empfehlen, als Lehrkraft den offi-
ziellen Weg über die Schulleitung und die Schul-
kommission einzuhalten. Gemäss Art. 29 Abs. 2 VSG 
erfolgt die Meldung durch die Schulkommission; 
Delegation an Schulleitung möglich (Art 34 Abs. 3 
VSG).

•	Einzureichen, sobald ernstlich die Möglichkeit einer 
Beeinträchtigung des körperlichen oder geistigen 
Wohls des Kindes vorauszusehen ist. Eine Gefähr-
dung soll frühzeitig erkannt werden, um sie abzu-
wenden. Unerheblich sind die Ursachen der Gefähr-
dung. Sie können in einem Fehlverhalten des 
Kindes, der Eltern oder der weiteren Umgebung 
liegen. 

•	Adressatin der Gefährdungsmeldung ist die zustän-
dige Kindes- und Erwachsenenschutzbehörde 
(KESB) am Wohnsitz oder bei Gefahr im Verzug am 
Aufenthaltsort des Kindes/Jugendlichen. 

•	Zum Schutz des Kindes kann in Ausnahmefällen die 
Benachrichtigung der KESB ohne vorgängige Infor-
mation der Eltern erfolgen.

•	Mit der Mitwirkung der KESB ist das Umsetzen  
verschiedener Massnahmen möglich.

Rechtsgrundlagen: Art. 314d ZGB, Art. 29 Abs. 2 VSG

Weitere Informationen: 
www.kesb.dij.be.ch/de/start/Kinder-Jugendliche.html
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